
Politik

290 4.2024  | 

manchmal fünf bis acht Monate auf eine Operation warten. 
Dennoch machten die Kliniken Defizite bei der Versorgung der 
jungen Patienten. Auch die einmalige Finanzspritze des Bun­
desgesundheitsministers von 300 Mio. € für alle Kinderkliniken 
bundesweit habe an der Finanzmisere der Kinderkliniken kaum 
etwas geändert.
Während viele Kliniken seit der Coronapandemie eher Fall­
zahlenrückgänge verzeichnen, sieht die Lage in der Psychiatrie 
und der Psychosomatik umgekehrt aus, beschrieb Dr. Sylvia 
Claus, Ärztliche Direktorin Pfalzklinikum Klingenmünster.  Vor 
allem in der Kinder- und Jugendpsychiatrie seien die Fallzahlen 
dramatisch gestiegen. „Wir haben auch einen hohen Anteil an 
Notfallpatienten“, sagte Dr. Claus.

Trotz des großen Patientenandrangs würden psychiatrische Kli­
niken Stationen schließen müssen und auch Patienten teilweise 
nicht mehr aufnehmen können. Ursache seien die Personalricht­
linien in der Psychiatrie. Der G-BA hatte im Auftrag des Gesetz­
gebers für die stationäre psychiatrische, kinder- und jugendpsy­
chiatrische und psychosomatische Versorgung verbindliche 
personelle Mindestvorgaben festgelegt. Diese Richtlinien erwei­
sen sich offenbar als Bumerang.

Für seelisch Kranke bestehe bei Nichtbehandlung die Gefahr, 
dass sich ihre Leiden chronifizierten. Erschwerend komme hinzu, 
dass ambulante Versorgungsstrukturen zunehmend wegbrechen.

Tanja Kotlorz

Krankenhäuser wehren sich gegen 
Lauterbachs Vorwurf der Hetze
Offener Brief der 16 Krankenhausgesellschaften der Länder

Die Fehde zwischen den Krankenhäusern und dem Bun­
desgesundheitsminister hat in der ersten Märzhälfte einen 
Höhepunkt erreicht. Dieses Mal, so scheint es, hat Karl Lau-
terbach den Bogen überspannt: In Posts auf mehreren Platt­
formen sozialer Netzwerke warf der Bundesgesundheitsmi­
nister der Deutschen Krankenhausgesellschaft (DKG) eine 
„Hetzkampagne“ vor und setzte sie mit der Argumentation 
der AfD gleich. Auslöser war eine offenbar an den Minister 
durchgestochene Plakatkampagne, in der die deutschen Kran­
kenhäuser auf ihre finanzielle Not, die steigende Insolvenzge­
fahr für die Kliniken und die schwerwiegenden Folgen be­
schreiben, sofern der Bundesgesundheitsminister ihnen wei­
terhin die Refinanzierung von Inflations- und Tarifkosten 
verweigert.

Lauterbachs Vorwurf der Hetze und den Vergleich mit der 
rechtsaußen-Partei nimmt Bezug auf einige Plakatentwürfe, auf 
denen beispielsweise ein Neugeborenes abgebildet ist, begleitet 
von der Zeile „... gibt‘s hier bald keinen Nachwuchs mehr“. Ein 
anderer Plakatentwurf verweist auf ein Szenario, wo es „knapp 
für die Patienten in der Notaufnahme“ werde.
Die Kommunikationsstrategie des Ministers sorgt seit langem 
für Verärgerung bei den Kliniken. In einem offenen Brief for­
dern die 16 Landeskrankenhausgesellschaften Karl Lauterbach 
eindringlich auf, endlich den Dialog mit den Krankenhäusern 
über die notwendige Krankenhausreform zu suchen. „Anstelle 
eines konstruktiven Dialogs haben Sie von Anfang an darauf 
gezielt, Ihre Reform gegen die Gemeinschaft der Krankenhaus­
träger durchzusetzen“, heißt es in dem offenen Brief.

Offener Brief der 16 Krankenhausgesellschaften der Länder
Berlin, 12. März 2024
Vorwurf der Hetze und Diffamierung der Deutschen 
Krankenhausgesellschaft (DKG)
Sehr geehrter Herr Minister Lauterbach,

mit großer Empörung haben wir Ihren Vorwurf der „Hetze“ und 
Ihre Gleichsetzung der Deutschen Krankenhausgesellschaft mit 
der Argumentation der AfD zur Kenntnis genommen. Diese Ent­
gleisung ist der Tiefpunkt in Ihrer andauernden Diffamierung 
der Deutschen Krankenhausgesellschaft und ihrer hochrangigen 
Vertreter. Sie treffen damit uns alle, die wir die DKG tragen.

Seit Beginn Ihrer Amtszeit haben Sie jedes Angebot von uns für 
einen konstruktiven Dialog und eine aktive Mitwirkung an der 
von Ihnen geplanten Krankenhausreform ausgeschlagen. Statt­
dessen mussten wir uns wiederholt Ihren Lobbyistenvorwurf 
gefallen lassen, obwohl Sie wissen, dass die Deutsche Kranken­
hausgesellschaft der vom Gesetzgeber bestimmte Selbstverwal­
tungsträger für die deutschen Krankenhäuser und damit für die 

flächendeckende Gesundheitsversorgung ist, und damit legiti­
mer und vom Gesetz bevollmächtigter Vertreter der deutschen 
Krankenhäuser gegenüber der Politik. Seit Ihrem Amtsantritt 
gab es von Ihrer Seite keine Einladung an die Deutsche Kran­

kenhausgesellschaft zu einem offiziellen Gespräch über Ihre 
Vorhaben zur Krankenhausreform. Anstelle eines konstruktiven 
Dialogs haben Sie von Anfang an darauf gezielt, Ihre Reform 
gegen die Gemeinschaft der Krankenhausträger durchzusetzen. 
So zielt die von Ihnen mit angeblichen Fakten geführte Quali­
tätsdebatte darauf ab, die deutsche Krankenhauslandschaft in 
gute und schlechte Krankenhäuser zu spalten und die Bevölke­
rung mit Blick auf die Versorgungsqualität in ihrer Heimatregion 
zu verunsichern. Ein großer Sozialdemokrat hat den Satz ge­
prägt: versöhnen statt spalten. Das sehen wir derzeit nicht.

Die Krankenhausversorgung in Deutschland steht mitten in 
einem kalten Strukturwandel. Neben den bekannten Insol­
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venzen und Krankenhausschließungen sind praktisch alle 
Krankenhausträger aktuell gezwungen, harte Kostensenkungs­
maßnahmen durchzuführen, die unweigerlich auch zu einer 
Beeinträchtigung der Patientenversorgung führen werden. Auf 
diese Zusammenhänge und Ihre Verantwortung als zuständiger 
Minister hinzuweisen ist keine „Hetze“, sondern notwendiger 
Ausdruck unserer tiefen Sorge um die Patientenversorgung in 
Deutschland. Ihre Botschaften von der Entökonomisierung, 
Entbürokratisierung und der Existenzsicherung bedarfsnotwen­
diger Krankenhäuser sind ohne Substanz. Kein Vorschlag von 
Ihnen erreicht diese Ziele, wie unsere Auswirkungsanalysen zu 
Ihren Reformansätzen zeigen.
Selbstverständlich ist die wirtschaftliche Notlage der Kranken­
häuser nicht alleine auf Ihre Politik zurückzuführen. Die Län­
der haben über Jahrzehnte hinweg ihre Investitionsverpflich­
tungen sträflich vernachlässigt. Dennoch sind Sie verantwort­
lich für die deutliche Verschärfung der wirtschaftlichen Misere 
seit Ihrem Amtsantritt. Die von der Bundesregierung zur Verfü­
gung gestellten Einmalzahlungen für die Energiehilfen sind 
nicht durch Ihre Einsicht, sondern durch unseren monatelan­
gen Protest zu Stande gekommen. Diese Energiehilfen haben 
die Notlage teilweise abgefedert. Sie sind jetzt ausgelaufen. Die 
nicht refinanzierten inflationsbedingten Kostensteigerungen 
bleiben uns jedoch erhalten. Jeden Monat müssen die Kranken­
hausträger 500 Millionen Euro aus eigenen Mitteln als Defizi­
tausgleich mitbringen, um die Patientenversorgung in Deutsch­
land sicherzustellen. Sie haben die Gelegenheit verpasst, als 
Ergänzung zum Transparenzgesetz eine Anpassung der Landes­
basisfallwerte vorzunehmen und damit den kalten Struktur­
wandel abzumildern und dies auch ohne jede negative Konse­
quenz für die Beitragszahler. Die Lösung dafür steht im Koaliti­
onsvertrag, nämlich der erhöhte Steuerzuschuss zum Ausgleich 
für versicherungsfremde Leistungen. Sie aber unternehmen 
nichts in diese Richtung.
Damit tragen Sie als Minister die Verantwortung für die aus 
dem kalten Strukturwandel resultierenden Beeinträchtigungen 
der Patientenversorgung in Deutschland. Nehmen Sie die Hin­
weise der Deutschen Krankenhausgesellschaft ernst, die in 
Ihrer Verantwortung für die Patientenversorgung vor diesen 
Fehlentwicklungen eindringlich warnt. Ihr Versuch, durch die 
Gleichsetzung der Argumentation der Deutschen Krankenhaus­
gesellschaft mit der einer in Teilen vom Verfassungsschutz als 
gesichert rechtsextrem eingestuften Partei Ihren inhaltlichen 
Kritiker bei der Krankenhausreform mundtot zu machen und 
zu diskreditieren, ist ein Schaden für das demokratische Mit­
einander in Deutschland. Auch dafür tragen Sie die Verantwor­
tung.
Wir erwarten von Ihnen, dass Sie sich von Ihrem unsäglichen 
Vergleich und dem Vorwurf der Hetze distanzieren und mit der 
DKG und ihren Mitgliedsverbänden in einen konstruktiven Dia­
log eintreten mit dem Ziel, die Krankenhausversorgung in 
Deutschland in einem planvollen Prozess weiterzuentwickeln. 
Dazu waren wir immer bereit und sind es auch heute noch. Es 
liegt nun an Ihnen, dieses Angebot endlich aufzugreifen.� n
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